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Allgemeine Chronik

Infrastruktur und Lebensraum

Verkehr und Kommunikation

Strassenverkehr

Im März 2015 nahm der Nationalrat die Motion Zanetti (sp, SO) bezüglich der Einsätze
von Blaulichtorganisationen stillschweigend an. 1

MOTION
DATUM: 12.03.2015
NIKLAUS BIERI

Nachdem die Motion Chopard-Acklin (sp, AG) zur Optimierung der
Strassenverkehrsgesetzgebung bezüglich der Einsätze von Blaulichtorganisationen vom
Nationalrat im Dezember 2014 angenommen worden war, lehnte der Ständerat das
Anliegen im Dezember 2015 ab. Zwischenzeitlich war ein ähnlicher, wenn auch nicht
identischer Vorstoss von Ständerat Zanetti (sp, SO) angenommen worden, so dass sich
das Anliegen aus Sicht des Ständerates erledigt hatte. 2

MOTION
DATUM: 03.12.2015
NIKLAUS BIERI

Mit einer parlamentarischen Initiative verlangte Nationalrat Christian Lüscher (fdp, GE),
dass die Umstände bei dringlichen Fahrten von Blaulichtorganisationen besser
gewürdigt würden – dies im Fall, dass Fahrerinnen und Fahrer von Polizei-, Feuerwehr-
, Ambulanz- oder Zollfahrzeugen für Widerhandlungen gegen das
Strassenverkehrsgesetz bei Einsatzfahrten gebüsst würden. Der Initiant betonte, das
Ziel sei nicht die Straffreiheit, es gebe aber ein öffentliches Interesse daran, dass
Ordnungskräfte oder Rettungspersonal so schnell wie möglich eingreifen können. Ein
Urteil solle deshalb nicht auf Grundlage der Umstände gefällt werden, die der Justiz
bekannt seien, sondern auf der Grundlage jener Umstände, die den Fahrerinnen und
Fahrern im Moment des Einsatzes bekannt seien. Bei der KVF-NR stiess das Anliegen
auf Wohlwollen: Mit 16 zu 8 Stimmen gab die Kommission der Initiative Folge. 3

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 20.01.2020
NIKLAUS BIERI

Die KVF-SR stimmte im Februar 2021 einer parlamentarischen Initiative Lüscher (fdp,
GE) zur besseren Würdigung der Umstände bei dringlichen Fahrten von
Blaulichtorganisationen zu. Das Ziel der Initiative bestehe darin, dass die
Ordnungskräfte bei Straftaten und Unfällen so rasch wie möglich eingreifen können. In
der Folge sollen die zuständigen Behörden und Gerichte das Verhalten der
Ordnungskräfte auf der Grundlage der beim Einsatz herrschenden Umstände beurteilen
und nicht aufgrund der Umstände, «die die Strafverfolgungsbehörden und das Gericht
im Nachhinein zur Verfügung haben». 
Die Kommission bat ihre Schwesterkommission, die Arbeiten zur Umsetzung dieser
Initiative in die Teilrevision des Strassenverkehrsgesetzes zu integrieren und nicht
parallel zu legiferieren. Der Bundesrat werde die Botschaft zu diesem Geschäft noch
2021 ins Parlament bringen. 4

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 04.02.2021
BERNADETTE FLÜCKIGER

Im September 2019 reichte Olivier Feller (fdp, VD) eine Motion ein, mit welcher er eine
Anpassung der Strassenverkehrsordnung forderte, damit Blaulichtorganisationen im
Einsatzfall das vereinzelt eingeführte nächtliche Tempolimit von 30 km/h
überschreiten dürfen. Feller legte dar, dass diese Temporeduktion ein grosses Problem
für Polizei, Feuerwehr und Sanität darstelle. Dadurch liefen die Einsatzkräfte Gefahr,
bei einer Übertretung des Limits angeklagt und «mit einer Freiheitsstrafe von einem bis
zu vier Jahren und einem Entzug des Führerausweises für mindestens zwei Jahre
bestraft» zu werden. Ausserdem könne die Einhaltung des Tempolimits Leben
gefährden, wenn es dadurch zu einer Verlängerung des Einsatzes komme.
Der Bundesrat beantragte die Ablehnung der Motion. Er anerkenne, dass es in manchen
Situationen zu einem Dilemma kommen könne. Er erachte die starke Ausdehnung der
Strafbefreiung ohne Prüfung jedoch nicht als das richtige Mittel. Vielmehr möchte er
das Anliegen im Rahmen des von ihm unterstützten Postulats Aebischer (sp, BE;
Po.19.4113) prüfen.
Die Motion wurde in der Herbstsession 2021 vom Nationalrat behandelt. Zu diesem
Zeitpunkt war das angesprochene Postulat Aebischer bereits angenommen und erfüllt
worden. Olivier Feller gab im Plenum zu bedenken, dass der Bericht in Erfüllung des
Postulats zwar interessant sei, aber keinen Zeitplan für konkrete Massnahmen zu

MOTION
DATUM: 23.09.2021
BERNADETTE FLÜCKIGER
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Gunsten der Blaulichtorganisationen enthalte. Verkehrsministerin Sommaruga plädierte
noch immer für Ablehnung der Motion und begründete diese Haltung damit, dass der
Bundesrat plane, das Problem im Rahmen der anstehenden Revision des
Strassenverkehrsgesetzes anzugehen. Darin würden verschiedene Massnahmen
vorgeschlagen, die beispielsweise die Mindeststrafe bei Raserdelikten abschaffen und
den Rasertatbestand selber weniger strikt definieren würden. Dadurch erhielten die
Vollzugsbehörden mehr Ermessensspielraum. Der Nationalrat schenkte den
Argumenten der Bundesrätin jedoch mehrheitlich kein Gehör und nahm die Motion mit
172 zu 20 Stimmen deutlich an. Die Gegenstimmen stammten ausschliesslich von
Mitgliedern der Grünen-Fraktion. 5

Einige Minuten nachdem er die Revision des Strassenverkehrsgesetzes diskutiert hatte,
befasste sich der Ständerat in der Sommersession 2022 mit einer Motion von Olivier
Feller (fdp, VD) zu den Regeln für Blaulichtorganisationen im Einsatzfall. Dabei forderte
die Mehrheit der KVF-SR die Annahme der Motion. Kommissionssprecher Stefan Engler
(mitte, GR) argumentierte, dass die Forderung der Motion – die Garantie, dass
Blaulichtorganisationen im Einsatz auch bei einem Tempolimit von 30km/h optimal
arbeiten können – mit der Änderung des Strassenverkehrsgesetzes zwar grösstenteils
umgesetzt wurde; dennoch müsse die Forderung aufrecht erhalten werden, da die
Revision noch nicht abgeschlossen sei. Die Kommissionsminderheit um Olivier Français
(fdp, VD) hingegen war der Ansicht, dass das Anliegen der Motion mit der soeben
beschlossenen Revision des Strassenverkehrsgesetzes erfüllt sei. Diese Haltung vertrat
auch Verkehrsministerin Sommaruga. In der anschliessenden Abstimmung liess sich die
Mehrheit des Rates von der Kommissionsminderheit überzeugen und lehnte die Motion
mit 19 zu 24 Stimmen bei 1 Enthaltung ab. Während die Grünen und die SP geschlossen
gegen und die SVP geschlossen für die Motion stimmten, zeigten sich die Mitglieder der
FDP.Liberalen- und der Mitte-Fraktionen gespalten. 6

MOTION
DATUM: 31.05.2022
BERNADETTE FLÜCKIGER

Der Urner Nationalrat Simon Stadler (mitte, UR) forderte im September 2022 einen
Bericht, in welchem der Bundesrat Verbesserungsvorschläge für das
Verkehrsmanagement im alpenquerenden Verkehr präsentieren soll. Stadler forderte
insbesondere verbesserte und neue Massnahmen im Verkehrsmanagement auf den
alpenquerenden Routen, beispielsweise die Prüfung von Sperrungen und Dosierungen
von Autobahnanschlüssen. Auch solle die Zusammenarbeit mit SBB und BLS verstärkt
werden, um mehr alpenquerende Reisende zum Umsteigen auf den Zug zu bewegen.
Hintergrund von Stadlers Postulat war der Ausweichverkehr entlang der Gotthard- und
San-Bernardino-Achse. Diesen hatte im Sommer 2022 auch das ASTRA in einer
Medienmitteilung angesprochen: Das Bundesamt forderte damals dazu auf, dass
Reisende auch bei Stau auf der Autobahn verbleiben und nicht auf Nebenstrassen
ausweichen, da ansonsten der lokale öffentliche Verkehr, der Langsamverkehr und auch
Sanitäts- und Rettungsdienste behindert würden. Der Bundesrat beantragte die
Annahme des Postulats, das vom Nationalrat in der Wintersession 2022 stillschweigend
überwiesen wurde. 7

POSTULAT
DATUM: 16.12.2022
BERNADETTE FLÜCKIGER

Luftfahrt

Le Conseil national a transmis une motion de la commission de gestion demandant au
gouvernement de confier à la société Rega, et non plus à l'OFAC, l'exécution des
opérations de recherche d'aéronefs civils. Dans le souci de simplifier la chaîne de
secours et de supprimer les doubles emplois (maintien de deux flottes, existence de
deux services de piquet, etc.), la grande chambre a en effet estimé que la Rega, chargée
actuellement uniquement d'effectuer les opérations de sauvetage, devrait être dès le
début responsable de l'ensemble des opérations. Les députés ont en revanche rejeté
une motion du groupe écologiste (94.3209) et une motion Meier (pe, ZH) (95.3138)
demandant d'interdire, respectivement, les meetings aériens et les atterrissages et
décollages d'aéronefs entre 23 h 00 et 05 h 30. Ils ont fait de même par ailleurs avec
un postulat Gros (pl, GE) (93.3351 / 95.3284) invitant le gouvernement à lever
l'interdiction frappant les ultralégers motorisés (ULM). 8

MOTION
DATUM: 04.03.1996
ALEXANDRE FÜZESSÉRY
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Au cours des cinquante dernières années, une soixantaine d’accidents d’hélicoptères a
été provoquée par une collision avec un câble. Pour réduire la part de risque, le
programme "Remove” a été lancé. Il prévoit de supprimer une partie des installations
câblées responsables des accidents. L’opération est menée par la REGA, l’Office fédéral
de l’aviation civile (OFAC), l’armée et les sociétés privées de transport en hélicoptère.
Entre 20 et 30 installations câblées pourraient être démontées chaque année. Les
câbles de transport de montagne ne sont pas soumis à une réglementation stricte.
Seule obligation, les propriétaires doivent déclarer des installations d’une hauteur
supérieure à 25 mètres en vue d’une autorisation. Les câbles plus proches du sol ne
sont en revanche pas soumis à ce règlement, même s’ils représentent une menace
sérieuse pour les hélicoptères en phase d’approche. L’OFAC a recensé environ 6'500
infrastructures disposées dans toute la Suisse; 5'000 sont des cordes, des câbles ou
des remontées mécaniques. Sur ce chiffre, il faut tenir compte de près de 2'000 câbles
à haute tension, sans compter que, chaque année, 700 nouveaux câbles sont tendus. Le
programme "Remove" repose sur l’argument clef que les propriétaires n’auront rien à
payer : le démontage sera effectué avec l’aide de l’armée. Les intéressés n’auront qu’à
s’annoncer auprès de leur commune. 9

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 04.04.2001
PHILIPPE BERCLAZ

Post und Telekommunikation

Zeitgemässe technische Vorschriften für die Arbeitsabläufe bei Notrufen fordert eine
Motion des ehemaligen SVP-Nationalrats von Rotz (svp, OW), welche von Sebastian
Frehner (svp, BS) übernommen worden war. Ziel des Vorstosses ist es, die Verordnung
über Fernmeldedienste (FDV) an neue technische Möglichkeiten anzupassen. Dabei
geht es um die Möglichkeit, Notrufe aus VoIP-Quellen (Internettelefonie) korrekt zu
leiten und eine GPS-Ortung von Mobilfunkgeräten zu ermöglichen. Die
Blaulichtorganisationen sollen damit auf möglichst umfassende Informationen zum
Standort der Notrufabgabe zugreifen können. Überdies soll bei Überlastung einer
Notrufzentrale die Weiterleitung des Notrufs an eine zweite, nahe gelegene
Notrufzentrale möglich sein. Der Bundesrat beantragte, die Motion abzulehnen und
begründete dies damit, dass im Bakom bereits entsprechende Vorarbeiten im Gange
seien und dass er bevorzuge, die technologieneutralen Formulierungen in der FDV so zu
belassen. Im Nationalrat wurde die Motion im März des Berichtjahres aber deutlich
gutgeheissen. Der Ständerat befasste sich in der Sommersession mit der Motion und
stimmte einer Änderung seiner Kommission für Verkehr und Fernmeldewesen (KVF) zu:
Die Forderungen sollen unter Vorbehalt der technischen Entwicklung und unter
Berücksichtigung internationaler Standards umgesetzt werden. Mit dieser Ergänzung
zeigte sich Bundesrätin Leuthard (cvp) einverstanden. In der Folge stimmten beide
Kammern dem Geschäft zu. 10

MOTION
DATUM: 17.09.2013
NIKLAUS BIERI

1) AB NR, 2015, S. 316.
2) AB SR, 2015, S. 1173.
3) Medienmitteilung der KVF-NR vom 21.1.20
4) Medienmitteilung KVF-SR vom 5.2.21
5) AB NR, 2021, S. 1849 f.
6) AB SR, 2022; S. 298 ff.
7) AB NR, 2022, S. 2425; Medienmitteilung ASTRA vom 1.7.22
8) BO CN, 1996, p. 61 ss.71
9) Presse du 4.4.01.
10) AB NR, 2013, S. 27 und 1429; AB SR, 2013, S.544 f.
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